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Mürztaler Volksstimme

Kindberg - St. Barbara

Klein, aber mit Biss!
Information der Mürztal Mitte

Wartberg: Probleme bei Starkregen
Probleme bei Hochwasser 
und starken Regenfällen 
beschäftigten den Ge
meinderat von St. Barbara 
in der letzten Sitzung. 
Bei den sintflutartigen Re
genfällen, wie sie in der 
letzten Zeit vorgekommen 

sind, ist das Kanalsystem 
in Wartberg überlastet. 
Beim diesem handelt es 
sich um ein sogenanntes 
unzeitgemäßes Misch
wassersystem, bei dem 
also das Schmutzwasser 
(Dusche, WC, Waschma

schine etc) und 
das Regenwas
ser im selben 
Rohr abgeführt 
werden. Bei 
sintflutartigen 
Regengüssen 
kann es vor
kommen, dass 
das Kanalnetz 
überlastet ist. 

Die Folge: in zahlrei
chen Kellern gab es 
Überflutungen. Bei ei
nigen Häusern, etwa 
in der Neuen Heimat 
oder in der Dorfstraße 
gab es in Folge auch 
Schimmelbefall durch 
die feuchten Keller. 
Bürgermeister Jance 
konnte diesbezüg
lich berichten, dass 
die Trennung in einen 
Abwasser und einen 
Regenwasserkanal ge
plant sei, um zukünftig 
derartige Rückstauun
gen zu vermeiden. Wann 
es allerdings zur Umset

zung dieser Pläne kommt, 
konnte er nicht sagen.

Kindberg: Projekt „Citybus neu“ – wird was draus?
Bei der 
l e t z t e n 
Gemein
d e r a t s 
s i t zung 
in Kind
berg gab 
es einen 
interes
s a n t e n 
Tagesordnungspunkt. Es 
handelt sich dabei um eine 
Verbesserung des Öffent
lichen Verkehrs. Dabei ist 
ein „Citybus neu“ geplant. 
Unter anderem soll es eine 
bessere Anbindung durch 
eine neue Linie nach St. 
Barbara geben. Eben
so besser auf den ÖBB 
Taktfahrplan abgestimmt 
werden. KPÖGemein

derat Gernot 
Omerovic meint 
dazu: „Eine tat-
sächliche Ver-
besserung des 
F a h r p l a n e s 
kann nur dann 
erfolgen, wenn 
auf die Fahr-
pläne der ÖBB 

in den Bahnhöfen 
Kindberg und der 
Haltestelle Aller-
heiligen Mürzhofen 
eingegangen wird.“ 
Darüber hinaus soll 
es in Allerheiligen 
– Mürzhofen keine 
weitere Einschränkungen 
bei den haltenden Zügen 
geben, im Gegenteil!. 
Im Bereich Kindberg wäre 

auch Handlungsbedarf 
gegeben. 
Wir erwarten uns von die
ser Diskussion auf alle 
Fälle eine Stärkung des 

öffentlichen Verkehrs im 
Mittleren Mürztal.
Hoffentlich sind wir dabei 
nicht die Einzigen...

GR Gernot Omerovic

KPÖ-GR Gernot Omerovic
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Zahlreiche Gemeindewohnungen in St. Barbara sind 
stark von Schimmelbefall betroffen. Beispielsweise in 
der Kunischgasse oder in der Dorfstraße in Wartberg 
haben die Mieterinnen und Mieter massiv unter dem 
Schimmelbefall zu leiden. Im Haus Dorfstraße 9, es 
ist im Eigentum der Gemeinde St. Barbara, wird aber 
von der Ennstaler Siedlungsgenossenschaft verwal

tet, sind Wohnungen, 
das gesamte Stiegen
haus bis in den zwei
ten Stock und auch der 
ganze Keller massiv 
von Feuchtigkeit und 
Schimmel befallen.
KPÖSprecherin Bahar 
Polat, sie ist selbst Mie
terin in diesem Objekt, 

war diesbezüglich schon bei Bürgermeister Jance vor
stellig, um das Problem darzulegen. Dieser versprach, 
sich der Angelegenheit anzunehmen. Von der Ennsta
ler Siedlungsgenossenschaft wurde zwar eine erste 
Begutachtung durchgeführt, bislang kam aber nur der 
Ratschlag, im Schlafzimmer keine Wäsche mehr zu 
trocknen und gegebenenfalls eine zusätzliche Elektro
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Fragen zu Mindestsicherung, Wohnungsprobleme, familiäre Fragen,  
arbeitsrechtliche und andere Probleme.

Der nächste Sprechtag findet  
am Dienstag den 25. Juli ab 16 Uhr  

in der Pizzeria San Marino in Mitterdorf statt.  
Anmeldung unter 0650 2710550 oder per E- Mail: kpoemuerz@gmail.com

Helfen statt Reden! Geben statt Nehmen!

Aus den Gemeinden

heizung einzubauen 
– auf Kosten der Mie
terinnen und Mieter.
„Jeder weiß, dass 
Schimmelbefall ein 
großes Gesundheits-
risiko darstellt. Da 
bei uns das gesamte 
Haus von unten bis 
oben verschimmelt 
ist, kann man davon 
ausgehen, dass ein 
baulicher Mangel 
vorliegt, und nicht zu 
wenig Lüften Schuld 
am Problem ist. Ich 
hoffe, Bürgermeister 
Jance hält sein Wort. 
Die klugen Sprüche 
der Ennstaler jeden-
falls waren bislang wenig hilfreich,” so Bahar Polat.

Wenn auch Sie Probleme mit Schimmel oder ande-
re Probleme mit Ihrer Wohnung haben, melden Sie 
sich bei uns!

Gemeindewohnungen stark verschimmelt!

...dass durch die Gemeindefusion das alte Wap-
pen von Kindberg durch ein Neues ersetzt 
werden muss. Die Landesregierung will das 
so. Deren Sorgen hätten wir gerne...

...dass nach der Mietzinsanpassung in der 
Stanzerstrasse 43 eine umfassende Sanie
rung erfolgen soll.

...dass sich viele Kindberger das alte Wasser-
spiel mit den drei Brunnen zurückwünschen.

Was uns in Kindberg ein- und auffällt: 
...dass der Zeitplan des Ortskernumbaus immer 

konkreter wird: Im September soll der Vor
entwurf präsentiert und in der Gemeinderats
sitzung am 5. Oktober beschlossen werden. 
Wenn alles planmäßig verläuft, sollte Mitte 
Mai 2018 der Baubeginn in der Fuzo erfolgen.
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             Aus Staat und Land

KPÖ

AUFRUF
Damit die KPÖ+  bei der 

Nationalratswahl antreten 
kann, benötigen wir steier-
markweit 400 von der Gemein-
de beglaubigte Unterschriften. 
Falls Sie bereit sind, uns zu 
unterstützen, rufen Sie uns 
bitte an (Tel. 0316 / 71 24 79) 
oder schreiben Sie an:
KPÖ Mürzzuschlag
Wienerstraße 148, 
8680 Müzzuschlag
E-Mail: jakob.matscheko@
 kpoe-steiermark.at

www.kpoe-steiermark.at

www.kpoe-steiermark.at        Claudia Klimt-Weithaler

Tausende Menschen haben die

Petition „Weg mit der Maklerpro-

vision für Mieter“ unterschrieben.

Vizebürgermeisterin Elke Kahr und

Gemeinderat Manfred Eber bei 

der Übergabe der Unterschriften

an Nationalratspräsidentin Doris

Bures in Wien.

Mietobergrenzen
 l Einheitliche, niedrigere Obergrenzen für Mieten

 l Keine Befristung von Mietverträgen

 l Herausnahme der Grundsteuer  aus den Betriebs-

kosten
 l Abschaffung der Vergebührung von Mietverträgen

 l Ausweitung des Anwendungsbereiches und Verein-

fachung des Mietrechtsgesetzes

Abschaffung der 

Maklerprovision für Mieter

Makler werden im Regelfall vom Vermieter beauftragt, 

müssen aber vom Mieter bezahlt werden. Länder wie 

Deutschland, Irland, Großbritannien, Norwegen, Hol-

land oder die Schweiz haben diese Ungerechtigkeit er-

kannt und gehandelt: 

Den Makler zahlt der, der ihn beauftragt!

Abschaffung der 

Vergebührungspflicht von 

Mietverträgen:

Die Wohnungseinstiegskosten stellen für viel Menschen 

ein kaum zu überwindendes Hindernis dar. Deshalb soll 

die Vergebührung von Mietverträgen ersatzlos gestri-

chen werden.

Keine Privatisierung 

öffentlichen Wohnraums

 l Kein Verkauf von Gemeinde- und Landeswohnungen

 l Kein Aufweichen der Gemeinnützigkeit durch hö-

here Gewinnausschüttungen an Investoren.

Private Investoren und Spekulanten wollen möglichst 

hohe Profite erzielen. Die Zeche zahlen die Mieterinnen 

und Mieter mit kaum noch leistbaren Mieten. Daher ist 

die öffentliche Hand gefordert, selbst Wohnungen zu er-

ichten, um leistbaren Wohnraum zur Verfügung stellen 

zu können. Bestehender öffentlicher Wohnraum ist zu 

erhalten und nicht auf den sogenannten freien Markt zu 

werfen.  Die Verscherbelung der 60.000 BUWOG-Woh-

nungen unter Ex-Finanzminister Grasser zeigt, dass viele, 

nur nicht die Mieter davon profitiert haben. 

Ausbau des kommunalen 

Wohnbaus
 l Öffentlicher Wohnbau sichert dauerhaft leistbares 

Wohnen, deshalb braucht es mehr Gemeindewoh-

nungen

Ein Prozent vom Monatsbruttogehalt zahlt jede(r) un-

selbständig Erwerbstätige in den Wohnbauförderungs-

topf. Ursprünglich wurde dieses Geld zur Gänze in den 

Wohnbau zu investiert. Derzeit wird es für andere Zwe-

cke, wie beispielsweise das Stopfen von Budgetlöchern, 

Bankenrettungen oder Spekulationsgeschäfte ausgege-

ben. Das muss ein Ende haben! Daher fordern wir die 

Wiedereinführung der Zweckbindung der Wohnbauför-

derungsmittel mit Schwerpunkt auf den sozialen Wohn-

bau.

Um Wohnen leistbarer zu machen, braucht es weiters:

 l einen Kautionsfonds nach Grazer Vorbild,

 l die Sicherung und Ausweitung der Wohnbeihilfen,

 l einen Gebührenstopp für Müll und Kanal

 l Meldepflicht für leerstehende Wohnungen

 l Leerstandsabgabe

 l Sicherung von ausreichend Grundstücken für den 

sozialen Wohnbau

Wohnen darf nicht arm machen.

Immer mehr Menschen können sich das Wohnen nicht mehr leisten ohne eine selbst sehr 

bescheidene Lebensführung zu gefährden. Um diese Entwicklung zu stoppen braucht es: 
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ÖVP und SPÖ haben beschlos-
sen, die Nationalratswahl um ein 
Jahr vorzuverlegen, weil es im 
Frühjahr 2018 Landtagswahlen in 
vier Bundesländern geben wird. 
Da wollen die Landeshauptleute 
einen Abstand zur Bundespolitik. 

Das steht aber nicht in den 
Schlagzeilen. Man redet lieber 
über Kurz und Kern – und auch 
über Strache. Die wirklichen An-
liegen der Bevölkerung spielen 
dabei keine Rolle. Die Parteien 
können nämlich ihr Versprechen 
nicht mehr halten, das sie den 
Wählerinnen und Wählern gege-
ben haben: Eine sichere, sozial 
ausgewogene Entwicklung. Im 
Gegenteil. Die Kluft zwischen 
Arm und Reich wird immer grö-
ßer, die Altersversorgung ist in 
Gefahr, das Gesundheitswesen 
wird zu Tode reformiert, die drit-
te Welt wandert in die Metro-
polen ein, Krieg und Terror sind 
zum Alltag geworden.
Die KPÖ+ stellt sich gegen diese 
Entwicklung. Sie tritt bei der Na-
tionalratswahl am 15. Oktober 
an. 
Nur die KPÖ+ stellt sich gegen 
diese Entwicklung. Sie tritt mit 
der Liste KPÖ PLUS bei der Na-
tionalratswahl am 15. Oktober 
an. Claudia Klimt-Weithaler ist 
steirische Spitzenkandidatin der 
KPÖ Steiermark. 
Claudia Klimt-Weithaler: „Mit 
der Stimme für die KPÖ+ kann 
man gegen die Machtspiele 
der Herrschenden protestie-
ren. Nur das tut ihnen wirklich 
weh.“

WAHL 
am 15. Oktober

Claudia Klimt-Weithaler!

Aus Staat und Land

KPÖ-Landtagsabgeordne-
te Claudia 
Klimt-Weithaler ist die 
Spitzenkandidatin der 
KPÖ bei der bevorstehen-
den Nationalratswahl. 
Wir ersuchen um Ihre 
Vorzugsstimme am 
15. Oktober!

Am 16. Mai 2017 beschloss 
der Landtag eine Neu-

fassung des steirischen Na-
turschutzgesetzes. In vielen 
Punkten stellt das Gesetz einen 
Rückschritt dar. 

In der Steiermark gibt es 
viele Landschaftsschutzge-
biete. War es bisher notwen-
dig, dass Bauten in dieser Zone 
vom Naturschutzbeauftragten 
genehmigt wurden, soll jetzt 
die Baubehörde selbst zustän-
dig sein. Eine völlige Freigabe 

erfolgt für Handymasten und 
Hochspannungsleitungen, die 
künftig nicht mehr ins Land-
schaftsbild integriert werden 
müssen.

„Oft sind wirtschaftliche 
Interessen wichtiger als der 
Naturschutz . Mit diesem 
Zugeständnis an die Bau-
wirtschaft verkommt der Be-
griff Landschaftsschutz zu 
einer leeren Worthülse“, warnt 
KPÖ-Landtagsabgeordnete 
Claudia Klimt-Weithaler.

Neues Naturschutzgesetz: Freigabe 
für Handymasten

fotolia.com creativemarc

Der Großteil der Einnahmen 
des Landes Steiermark 

kommt aus dem Finanzaus-
gleich mit dem Bund. Der Fi-
nanzausgleich 2017 zeigt nach 
wie vor eine Benachteiligung 
der Steiermark im Vergleich zu 
anderen Bundesländern. Die 
Steiermark weist hier eine recht 
niedrige Kopfquote auf.

Im Landtag setzte sich die 

KPÖ für eine verfassungsrecht-
liche Prüfung des Finanzaus-
gleichs ein. Unserem Bundes-
land gehen durch diese Be-
nachteiligung jährlich Millionen 
verloren, betonte KPÖ-Abge-
ordneter Werner Murgg. FPÖ 
und Grüne stimmten dem Vor-
schlag zu, SPÖ und ÖVP lehnten 
eine solche Überprüfung ab.

Finanzausgleich: Steiermark im Nachteil

KPÖ Arbeitsbeschaff ungsprogramm 
1

KPÖ Arbeitsbeschaff ungsprogramm 
1

Arbeit schaff en 
in Zeiten der Krise

Steiermark

arbeitsbeschaffungsprogramm lang 2016.indd   1
20.10.16   13:28

Die Broschüre „Arbeit scha� en in Zeiten der 
Krise” enthält das aktuelle  

Arbeitsbescha� ungs programm 
des GLB-KPÖ Steiermark. 

Sie kann unter Tel. 0677/ 612 538 99 
oder 

E-Mail: glb@glb-steiermark.at 
angefordert werden.
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Wohnen darf nicht arm machen

ÖVP und SPÖ sind bei ihrem wichtigsten Wahlversprechen 
aus dem Jahr 2013 gescheitert: Die Regierung hat keine 

soziale Mietrechtsreform zustande gebracht. Leistbares Wohnen 
ist für immer mehr Menschen zu einem unerreichbaren Traum 
geworden.

Deshalb sammelt die KPÖ österreichweit Unterschriften, da-
mit das Thema nicht von der Bildfläche verschwindet. Die ersten 
Ergebnisse zeigen einen großen Zuspruch. Wir bitten darum, 
unsere Aktion zu unterstützen, damit eine neue Regierung dieses 
wichtige Anliegen nicht vom Tisch wischen kann.

Tausende Menschen haben die

Petition „Weg mit der Maklerpro-

vision für Mieter“ unterschrieben.

Vizebürgermeisterin Elke Kahr und

Gemeinderat Manfred Eber bei 

der Übergabe der Unterschriften

an Nationalratspräsidentin Doris

Bures in Wien.

Mietobergrenzen
 l Einheitliche, niedrigere Obergrenzen für Mieten
 l Keine Befristung von Mietverträgen
 l Herausnahme der Grundsteuer  aus den Betriebs-

kosten
 l Abschaffung der Vergebührung von Mietverträgen
 l Ausweitung des Anwendungsbereiches und Verein-

fachung des Mietrechtsgesetzes

Abschaffung der 
Maklerprovision für Mieter
Makler werden im Regelfall vom Vermieter beauftragt, 
müssen aber vom Mieter bezahlt werden. Länder wie 
Deutschland, Irland, Großbritannien, Norwegen, Hol-
land oder die Schweiz haben diese Ungerechtigkeit er-
kannt und gehandelt: 

Den Makler zahlt der, der ihn beauftragt!

Abschaffung der 
Vergebührungspflicht von 
Mietverträgen:
Die Wohnungseinstiegskosten stellen für viel Menschen 
ein kaum zu überwindendes Hindernis dar. Deshalb soll 
die Vergebührung von Mietverträgen ersatzlos gestri-
chen werden.

Keine Privatisierung 
öffentlichen Wohnraums

 l Kein Verkauf von Gemeinde- und Landeswohnungen
 l Kein Aufweichen der Gemeinnützigkeit durch hö-

here Gewinnausschüttungen an Investoren.

Private Investoren und Spekulanten wollen möglichst 
hohe Profite erzielen. Die Zeche zahlen die Mieterinnen 
und Mieter mit kaum noch leistbaren Mieten. Daher ist 
die öffentliche Hand gefordert, selbst Wohnungen zu er-
ichten, um leistbaren Wohnraum zur Verfügung stellen 
zu können. Bestehender öffentlicher Wohnraum ist zu 
erhalten und nicht auf den sogenannten freien Markt zu 
werfen.  Die Verscherbelung der 60.000 BUWOG-Woh-
nungen unter Ex-Finanzminister Grasser zeigt, dass viele, 
nur nicht die Mieter davon profitiert haben. 

Ausbau des kommunalen 
Wohnbaus

 l Öffentlicher Wohnbau sichert dauerhaft leistbares 
Wohnen, deshalb braucht es mehr Gemeindewoh-
nungen

Ein Prozent vom Monatsbruttogehalt zahlt jede(r) un-
selbständig Erwerbstätige in den Wohnbauförderungs-
topf. Ursprünglich wurde dieses Geld zur Gänze in den 
Wohnbau zu investiert. Derzeit wird es für andere Zwe-
cke, wie beispielsweise das Stopfen von Budgetlöchern, 
Bankenrettungen oder Spekulationsgeschäfte ausgege-
ben. Das muss ein Ende haben! Daher fordern wir die 
Wiedereinführung der Zweckbindung der Wohnbauför-
derungsmittel mit Schwerpunkt auf den sozialen Wohn-
bau.

Um Wohnen leistbarer zu machen, braucht es weiters:

 l einen Kautionsfonds nach Grazer Vorbild,

 l die Sicherung und Ausweitung der Wohnbeihilfen,

 l einen Gebührenstopp für Müll und Kanal

 l Meldepflicht für leerstehende Wohnungen

 l Leerstandsabgabe

 l Sicherung von ausreichend Grundstücken für den 

sozialen Wohnbau

Wohnen darf nicht arm machen.
Immer mehr Menschen können sich das Wohnen nicht mehr leisten ohne eine selbst sehr 
bescheidene Lebensführung zu gefährden. Um diese Entwicklung zu stoppen braucht es: 

Medieninhaber, Herausgeber, Hersteller:  

KPÖ Graz, Lagergasse 98a, A-8020 Graz  

Verlags- und Herstellungsort: Graz

Petition an den Nationalrat für Mietzinsobergrenzen.

Name Adresse Geburts- 
Datum

Datum der 
Unterstützung Unterschrift

Parlamentarische Bürgerinitiative an den Österreichischen Nationalrat

Wohnen darf nicht arm machen! 
Jeder Mensch hat das Recht auf leistbares, sicheres, zeitgerechtes Wohnen.

Die Regierung hat uns ein modernes und soziales Mietrecht versprochen. Dieses Versprechen wird nicht eingehalten. Immer mehr 
Menschen können sich Mieten und Betriebskosten nicht mehr leisten. Vermieter, Makler, Wohnbaugesellschaften und Spekulanten 
machen große Gewinne aus dem Geschäft mit der steigenden Wohnungsnot. 

Wir fordern:
■ Einheitliche, niedrigere Obergrenzen für Mieten!
■ Abschaffung der Maklerprovision für Mieterinnen und Mieter!
■ Keine Privatisierungen öffentlichen Wohnraums!
■ Ausweitung des kommunalen, öffentlichen Wohnbaus!

Nationalratswahl 2017: KPÖ+ holt die Zukunft zurück 
Die Parlamentsparteien 

kümmern sich nicht um 
unsere Sorgen, sondern ma-
chen uns das Leben schwer. 

Statt für sichere und gut 
bezahlte Jobs zu sorgen, wollen 
sie, dass wir länger arbeiten 
müssen und leichter gekün-
digt werden können. Statt für 
leistbare Wohnungen setzen 
sie sich für die Interessen von 
Investoren ein. Statt den Wohl-
stand gerechter zu verteilen, 
kürzen sie die Mindestsiche-
rung und treffen jene von uns, 

die am wenigsten haben. Statt 
die Rechte aller Menschen in 
Österreich zu schützen, spie-
len sie uns gegeneinander aus. 
Statt die Neutralität zu wah-
ren, stecken sie Unsummen in 
Kriegsgerät. 

Was in Österreich fehlt, 
ist eine starke soziale Kraft, 
inner- und außerhalb des 
Parlaments. Wir sind kein Teil 
des Systems und wollen auch 
keiner werden. Wir wollen et-
was verändern und sind bereit, 
uns dafür mit den Mächtigen 

anzulegen. 
Wir wollen keine Kar-

riere machen, es geht uns 
nicht um Geld und Posten. 
Wir sagen: Politiker und 
Politikerinnen sollen wie 
normale Menschen leben 
und nicht mehr als einen 
durchschnittlichen Facharbeiter-
lohn beziehen. Die Abgeordneten 
der KPÖ machen das vor. Sie 
geben schon jetzt den Großteil 
ihrer Gehälter an Menschen in 
sozialen Notlagen.

Vor allem braucht es konkrete 

Aktionen: Die KPÖ+ redet vom 
Wohnen und sammelt in diesen 
Tagen Unterschriften für eine 
soziale Mietrechtsreform. Bitte 
machen Sie von der untenste-
henden Unterschriftenliste 
Gebrauch! 

Unterschriften bitte an: KPÖ Mürzzuschlag, Wiener Straße 148, 8680 Mürzzuschlag. 
Informationen und Bestellungen: Tel. und Fax: 03852/24 53 bzw 0650 / 2710 550 
oder per E-Mail:  kpoemuerz@gmail.com
Web: http://muerzzuschlag.kpoe-steiermark.at kpoeplus.at


